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Vorwort zur 6. Auflage

Die erste Auflage dieses Kommentars zum Thüringer Nachbarrechts-
gesetz ist im Mai 1993 erschienen. Er begleitete ein damals erst seit
wenigen Monaten in Kraft befindliches Gesetz und war verfasst und
herausgegeben mit dem Ziel, den Bürgern, Gerichten, Rechtsanwälten,
Behörden und allen Stellen, die nachbarrechtliche Fragen zu beant-
worten haben, helfend zur Seite zu stehen. Wenn der Kommentar
nun in der sechsten Auflage erscheint, sehen Verlag wie Autoren darin
eine eindrucksvolle Bestätigung des vor 24 Jahren aufgenommenen
Anliegens. Nachbarrecht ist ein eher konservativer Rechtsbereich.
Daher sind Änderungen im materiellen Teil des Landesnachbarrechts
selten und auf Einzelpunkte beschränkt. So ist das Thüringer Nachbar-
rechtsgesetz erst 10 Jahre nach der Novelle vom 9.3.2006 substantiell
um eine Regelung betreffend die Zulässigkeit des Grenzüberbaus zum
Anbringen von Wärmedämmungen bei Altbauten ergänzt worden;
hinzu kamen kleinere Änderungen in § 17 sowie bei den Grenzab-
standsregelungen von Anpflanzungen in § 46 und 49. Die Neuauflage
konzentriert sich neben der Erläuterung dieser Ergänzungen auf das
Einarbeiten der durch die Rechtsprechung bewirkten Fortbildung des
Nachbarrechts, auch in seiner Vernetzung mit dem öffentlich-rechtli-
chen Nachbarschutz. Dabei wurde der auch in den Vorauflagen reali-
sierte Anwenderbezug fortgeführt. Auch für diese Auflage ist auf die
Beschränkung eines Nachbarrechtskommentars hinzuweisen: Hinter
dem Abgrenzen und Begrenzen, auf das hin sich Konflikte an Grund-
stücksgrenzen bilden und mit rechtlichen Mitteln auszutragen sind,
steht die menschliche Dimension. Wird sie in einem Streitfall nicht
erfasst, wird dessen formale Erledigung keinen Frieden stiften. In die-
sem Sinne möge die Neuauflage verwendet werden und wirken. Dass
ein juristischer Kommentar das erreichen kann, ist nicht zuletzt das
Verdienst seines Verlags. So bedanken sich die Verfasser ganz beson-
ders beim Richard-Boorberg-Verlag für die lange Jahre währende Ver-
bundenheit.

Speyer und Edenkoben, im August 2017 Die Verfasser
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ger Nachbarrecht
Warn. = Warneyer, Die Rechtsprechung des

Reichsgerichts
WEG = Wohnungseigentumsgesetz vom 15. März

1951 (BGBl. I S. 175, 209)
WHG = Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009

(BGBl. I S. 2585)
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WM = Wertpapiermitteilungen
WuM = Wohnungswirtschaft und Mietrecht
ZfIR = Zeitschrift für Immobilienrecht
ZGB = Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokra-

tischen Republik vom 19. Juni 1975
(GBl. I S. 465)

ZMR = Zeitschrift für Miet- und Raumrecht
ZOV = Zeitschrift für offene Vermögensfragen
ZPO = Zivilprozessordnung i. d. F. vom

5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I
S. 431, 2007 I S. 1781)

zust. = zustimmend
ZWE = Zeitschrift für Wohnungseigentumsrecht
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1. Gegenstand und Inhalt des Nachbarrechts

Zum Nachbarrecht im weiteren Sinn gehören alle Rechtsvorschriften,
die das räumliche Beieinandersein von Personen oder Sachen über
Grundstücks- und Wohnungsgrenzen hinweg regeln. Nachbarrecht ist
Ordnung- und Ausgleichsrecht. Ausgleich erreicht das Nachbarrecht,
anders als das Schadensersatzrecht, nicht durch die Begründung selb-
ständiger Rechte und Pflichten, sodass zwischen Nachbarn keine
Schuldverhältnisse i. S. d. § 241 BGB existieren. Es konkretisiert die
Pflicht zu gegenseitiger Rücksichtnahme, indem es Sachverhalte
(z. B. störende Immission) Rechtsträgern zuordnet, deren Verhaltens-
weisen rechtsfolgenorientiert (z. B. Unterlassungs-/Duldungspflicht)
bewertet und in das Rechtssystem einordnet. Das Nachbar-Privatrecht
steht mit dem die Boden- und Flächennutzung, z. B. als Bau- oder
Umweltschutzrecht, regelnden öffentlichen Recht in enger Verbin-
dung. Es ist dadurch zu einer typischen Querschnittsmaterie ge-
worden, die ohne einen „Blick über die Grenzen“ nicht sachgerecht
angewandt werden kann. Das bedingt die Notwendigkeit zur Harmoni-
sierung der einander gleichrangigen privat- und öffentlich-rechtlichen
Normierungen (vgl. § 2 Abs. 2) zum grundstücksgrenzüberschreiten-
den Verhalten.
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2. Nachbarrecht des Bundes und der Länder

Das private wie das öffentliche Nachbarrecht sind durch ein Nebenei-
nander von Bundes- und Landesrecht nach Maßgabe des Art. 31 GG
gekennzeichnet. Das BGB hat sich für das private Recht beschränkt auf
die Regelungen der §§ 906 bis 924. Dazu bestimmen Art. 122 bis 125
EGBGB, dass das Nachbarrecht der Länder bestehen bleibt, soweit es
„das Eigentum an Grundstücken noch anderen als den im BGB
bestimmten Beschränkungen“ unterwirft. Wird damit der regionalen
Bedingtheit des Nachbarrechts entsprochen, ist für Landesrecht nur
Raum, soweit der konkurrierende Bundesgesetzgeber seinen Kompe-
tenzbereich nicht erschöpfend geregelt hat; das ist hinsichtlich des
Überbaurechts in §§ 912 ff. BGB strittig (vgl. BVergK 11, 420, 431;
BGH, Urt. v. 2.6.2017, V RR 196/16, BeckRS 2017, 115841) und erhält
durch Landesrecht, das die Anbringung von Wärmedämmungen über
die Grundstücksgrenze hinaus gestattet (vgl. § 14a in der Fassung des
Gesetzes vom 8.3.2016), eine erhebliche praktische Bedeutung. Zum
Landesrecht gehört kommunales Satzungsrecht, das generelle Normen
des übergeordneten Rechts in den örtlichen Rahmen überträgt.
Art. 218 EGBGB stellt klar, dass die Länder in diesen Grenzen zu Neu-
regelungen ihres Nachbarrechts befugt sind und zwar über den Wort-
laut (Änderung bestehen gebliebener Vorschriften) hinaus zur Gesetz-
gebung als Erstregelung dort, wo ein Landes-Nachbarrecht als
Erstregelung nicht (mehr) besteht (vgl. BVerfG [Kammer] ZfIR 2008,
108, 109, Rn. 44).

3. Landesrechtlicher Nachbarbegriff

Der Eigentumsbezug der Art. 122 ff. EGBGB begrenzt den Nachbarbe-
griff auf das Grundstückseigentum und ihm gleichgestellte Rechtsins-
titute. Diese Begrenzung erscheint im Ansatz zu eng, weil Nachbar-
konflikte sich regelmäßig aufgrund der Besitzverhältnisse ergeben; für
das Bundesrecht ist daher auch der Grundstücksmieter als gem. § 862
BGB geschützter Besitzer Nachbar i. S. d. § 906 ff. BGB (BGH NJW
2008, 992). Zusätzlicher Regelungsbedarf entsteht hieraus nicht,
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sodass die landesnachbarrechtlichen Institute sich auf Ausgestaltun-
gen der Eigentümerrechte konzentrieren können. Auch stehen die bei-
den Rechtsfelder nicht isoliert nebeneinander. Sie sind vielmehr in
ihren Wechselbezügen zu verstehen; nur in der Zusammenschau von
Bundes- und Landesnachbarrecht ergeben sich Inhalt und Schranken
des Eigentums im Nachbarschaftsverhältnis. So wirken die in der Rspr.
des BGH und des BVerwG entwickelten Grundsätze auch auf das Lan-
desnachbarrecht. So können über Art. 111 EGBGB, allgemeine Rechts-
grundsätze (z. B. zur Verkehrssicherungspflicht) oder das allgemeine
Prinzip der Einheitlichkeit der Gesamtrechtsordnung der Inhalt privat-
rechtlicher, das Eigentum betreffender Normen durch das öffentliche
Recht (z. B. das Landes-Naturschutzrecht) beeinflusst sein (z. B. durch
Konkretisierung der Sozialbindung nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG).
Öffentlich-rechtlich definierte Immissionsgrenzen sind Indizes für die
Beurteilung der Wesentlichkeit einer zivilrechtlichen Beeinträchti-
gung. Landesrecht oder kommunales Satzungsrecht modifizieren Bun-
desrecht, wenn eine Baumschutz-VO oder eine Baumschutzsatzung
die Ausübung des durch § 910 BGB eröffneten Selbsthilferechts unter-
sagt (vgl. OLG Hamm NJW 2008, 453). Dieses abgeschichtete Rege-
lungsmodell hat sich bewährt, denn es sichert die Rechtseinheit durch
die bundesrechtlichen Bestimmungen und wahrt im Landesrecht die
regionalen und landsmannschaftlichen Besonderheiten einer Nachbar-
rechtsbeziehung.

4. Nachbarrecht in Thüringen

a) Bis 1952

In den Thüringer Staaten galt mit Ausnahme der preußischen Gebiete
Thüringens als Nachbarrecht das Gemeine Sachsenrecht, insbes. das
Recht des Sachsenspiegels (vgl. Dehner A § 3 VII 2; ders. DtZ 1996,
298). Dieses wurde ergänzt durch das Gemeine Recht, dem römisch-
rechtliche Grundsätze in ihrer durch die Rechtspraxis fortentwickelten
Gestalt zugrunde lagen (LG Meiningen OLG-NL 1994, 115 und Urt.
v. 27.9.1996, 5 S 127/95; AG Dresden DtZ 1996,153; zur Fortgeltung

4. Nachbarrecht in Thüringen
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der nach sächsischem Privatrecht begründeten Dienstbarkeiten vgl.
Schmidt-Recla ZOV 1999, 408). Hinzu kamen zahlreiche lokale Obser-
vanzen. In ihren Ausführungsgesetzen zum BGB haben die Thüringer
Staaten das geltende Nachbarrecht zum Teil klargestellt, aber auch
erneuert (i.e. Dehner a. a. O.; ders. DtZ 1991, 108, 110). Die verworrene
Rechtslage änderten die 1920 zum Land Thüringen vereinigten sieben
Thüringer Freistaaten, indem sie aufgrund des Gesetzes vom 20.3.1923
über Ausführungsgesetze zu Reichsgesetzen auf dem Gebiet der
Rechtspflege (GSlg. S. 225) in den §§ 74 ff. der Ausführungsverord-
nung zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 16.5.1923 (GSlg. S. 287) ein
einheitliches Nachbarrecht erließen. In den preußischen Gebieten
Thüringens galten nach Maßgabe der Patente vom 24.3.1803 und vom
9.9.1814 die nachbarrechtlichen Vorschriften des ALR (Teil I, Titel VIII
§§ 102 ff.); zum Teil gingen ihnen fortbestehende Regionalrechte vor
(so das Erfurter Provinzialrecht in dem vor 1803 kurmainzischen
Erfurter Gebiet – vgl. dazu Dehner A § 3 III, VII; ders. DtZ 1991,111;
LG Neubrandenburg, Urt. v. 15.9. 2011, 1 S 100/10 zum Fortgelten
des Nachbarrecht des ALR in Vorpommern; zum kurmainzischen
Recht BayObLGZ 1996, 286).

b) Zwischen 1952 und 1990

In der DDR hat seit 1952 nach dem Aufgehen der Länder im Zentral-
staat das Ländernachbarrecht zunächst als regionales Recht das BGB
ergänzt, solange es auf Sonderregelungsgebieten nicht durch DDR-
Recht verdrängt war (z. B. durch die Deutsche Bauordnung vom
2.10.1958 (DBO); i.e. Janke DtZ 1992, 311). Dabei entsprach die Rege-
lungstendenz dem grundsätzlichen Bestreben, ein allgemeines Boden-
recht zu schaffen, in dem die gesellschaftliche Indienstnahme des
Grundstückseigentums zusammengefasst werden sollte (vgl. Göhring
ZOV 1996,105; Klinkert/Oehler/Rohde, Eigentumsrecht, Nutzung von
Grundstücken und Gebäuden, Grundriss Zivilrecht, Heft 5, 2. Aufl.
S. 66 ff.). Das Länder-Nachbarrecht spielte im Rechtsleben der DDR
keine Rolle (JankeNJ 1983, 55, 56; ders.DtZ 1992, 311,312; RingNotBZ
2007, 341). Mit dem Inkrafttreten des ZGB zum 1.1.1976 erfolgte durch
§ 15 Abs. 2 Nr. I, 1 EGZGB eine Bereinigung der bis dahin geltenden
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nachbarrechtlichen Bestimmungen. Die gem. Art. 122 ff. EGBGB erlas-
senen Regelungen wurden ebenso wie das aus der Zeit vor 1900
stammende Recht aufgehoben (Dehner DtZ 1991, 108 ff.; Wilke DtZ
1996, 294, 295), nach dem BGB wirksam entstandene Rechte (z. B.
Grunddienstbarkeiten) blieben bestehen (§ 6 Abs. 1 EGZGB; OLGDres-
den VIZ 1997, 244). Das Nachbarrecht des ZGB war konzentriert auf
die generelle Bestimmung, dass dem Eigentümer gegen jeden, der sein
Eigentum rechtswidrig verletzt, das Recht auf Schutz zusteht (§ 33
Abs. 1 ZGB), sowie auf die Regelungen der §§ 316 ff. ZGB. Diese
wurden verstanden vor dem Hintergrund der allgemeinen Rechtsausü-
bungsprinzipien der § 2 ZGB (Förderung sozialistischer Gemein-
schaftsbeziehungen), § 4 ZGB (verantwortungsbewusste Rechtsaus-
übung), §§ 14, 15 ZGB (Rechtsausübung durch vertrauensvolles
Zusammenwirken unter Beachtung der Grundsätze der sozialistischen
Moral und des gesellschaftlichen Zwecks des wahrgenommenen
Rechts). Im Einzelnen regelte das ZGB die Verpflichtung zur Grund-
stückseinzäunung nebst Unterhaltung und Kostentragung (§ 317), die
Verpflichtung zum Markieren der Grundstücksgrenze (§ 318), das
Herüberwachsen von Wurzeln und Zweigen (§ 319), den Überbau
(§ 320) und das Notwegerecht (§ 321 Abs. 2). Streitigkeiten über
Grenzabstände von Pflanzen wurden gem. § 319 ZGB i. V. m. der
Generalklausel des § 316 ZGB entschieden; die Grenzabstände der
Kleingartenordnung des VKSK (vgl. 2. Auflage vor § 44 Anm. 1a)
waren faktisch allgemeinverbindlich und wurden auch außerhalb der
Kleingarten-Anlagen herangezogen (AG Erfurt, Urt. v. 9.6.1995, 25 C
710/94). Mitbenutzungsrechte konnten gem. §§ 321, 322 ZGB durch
Vertrag zwischen den Nutzungberechtigten begründet werden; die
Eigentümerzustimmung war nur notwendig, wenn das Recht auf Dauer
bestellt war, oder wenn die Rechtsausübung der Nutzer Eigentümer-
Rechte beeinträchtigte (§ 321 Abs. 1 S. 3, 4 ZGB). Über das Mitbenut-
zungsrecht zum vorübergehenden Gebrauch waren Gestaltungen mög-
lich, wie sie im ThürNRG als Leiter- und Hammerschlagsrecht, §§ 21 ff.
oder als Zutrittsrecht zum Verlegen von Leitungen, § 30 anzutreffen
sind. Die Grundstücksbelastung durch Bestellung von Dienstbarkeiten
hatte das ZGB abgeschafft; nur das Wege- und Überfahrtrecht konnte
im Grundbuch eingetragen werden (§ 322 Abs. 1 S. 1 ZGB). Mitbenut-
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zungsrechte gingen gem. § 297 Abs. 2 S. 2 ZGB auf den Erwerber des
Grundstückseigentums über; Rangverlust bei Bestellung eines weiteren
Rechts sahen weder das ZGB noch die GDO vor. Das Mitbenutzungs-
recht war unkündbar. Es erlosch, wenn die Voraussetzungen seiner
Begründung entfallen sind oder wenn es länger als vier Jahre nicht aus-
geübt wurde (§ 322 Abs. 3 ZGB). Für die vor dem 1.1.1976 begründeten
Nutzungsrechte galt das BGB fort, wenn für sie eine Grundstücksbelas-
tung im Grundbuch eingetragen war (OLG Dresden VIZ 1997, 244).
Abwehransprüche verjährten bis zum 3.10.1990 aber nach § 474 ZGB
in vier Jahren (vgl. § 53). Auch insoweit unterlag die Vertragsbeziehung
des Begünstigten zum betroffenen Nutzer der Möglichkeit einer
gerichtlichen Vertragsanpassung gem. § 78 ZGB. Das Recht auf Schutz
seines Eigentums machte der Eigentümer gem. §§ 328, 330 ZGB durch
Abwehr- und/oder Schadensersatzanspruch geltend. Dabei verwen-
dete auch die ZGB-Praxis den Begriff des Störers i. S. d. § 1004 BGB
(dazu i. E. JankeNJ 1983, 55). Über die „Grundsätze der sozialistischen
Moral“ fanden Billigkeitserwägungen Eingang in das Nachbarrecht.
Ihre Funktion entsprach insoweit dem Institut des auf § 242 BGB
gestützten nachbarschaftlichen Gemeinschaftsverhältnisses (Wilke
DtZ 1996, 294, 297). § 316 ZGB ist fast wörtlich in § 1 BbgNRG über-
nommen (Bietz DtZ, 1997, 149). Das Verwaltungsrecht, insbes. das
Bau- und Wirtschaftsrecht, hatte in der DDR für die Nachbarschaftsbe-
ziehung erhebliche Bedeutung (z. B. § 405 DBO betr. den Grenzab-
stand von Dunggruben). Es begründete grds. keinen Abwehranspruch
des gestörten Nachbarn; für Einhaltung der Vorschrift sorgte der Staat.
Gem. §§ 5 BauverantwortungsVO vom 22.3.1972 (GBl. II S. 293), 34
Abs. 3 der VO über die staatliche Bauaufsicht vom 30.7.1981 (GBl. I
S. 313) unterlagen die Entscheidungen der auf kommunaler Ebene täti-
gen Bauverwaltungsbehörden nicht der gerichtlichen Kontrolle.
Obwohl die Bauzustimmung unbeschadet der Rechte Dritter erging,
war ein Abwehranspruch gem. § 328 ZGB gegen die von einem Bau-
werk ausgehenden Störungen nur eröffnet, wenn das Bauwerk entwe-
der nicht genehmigt war oder soweit die Störung nicht auf einen Sach-
verhalt zurückgeführt werden konnte, der bereits Gegenstand des
Bauzustimmungsverfahrens gewesen war (im einzelnen vgl. Janke NJ
1983, 55, 56). Die Verpflichtung, auf dem Grundstück eine Versor-
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gungsleitung zu dulden, beruhte auf § 40 WasserG v. 2.7.1982 (GBl. I
S. 467) bzw. auf §§ 29 ff. EnergieVO v. 1.7.1988 (GBl. I S. 89; zur Über-
leitung dieser Verpflichtung vgl. Thür. OLG OLG-NL 1996, 135,136;
Seeliger DtZ 1995,34).

c) Seit 1990

Das ZGB ist mit § 15 EGZGB seit dem 3.10.1990 außer Kraft, soweit es
nicht kraft ausdrücklicher Bestimmung oder zur Ausfüllung fortbeste-
hender Rechtsinstitute als Bundes- oder Landesrecht (Art. 9 Abs. 1
EVertr) Geltung behält (z. B. das Gebäudeeigentum – Art. 233 § 2b
EGBGB). Unklar war, ob damit das vor dem 1.1.1976 geltende Nachbar-
recht wieder galt (so LG Neubrandenburg, Urt. v. 15.9.2011, 1 S 100/10
für das Preuß. ALR in Vorpommern; vgl. Ring NotBZ 2007, 341, 342).
§ 54 Abs. 1, 3 nimmt für die Entstehung und den Inhalt auf das „bishe-
rige Recht“ Bezug. Hier geht es um die Frage der Rechtmäßigkeit des
aktuellen Bestands. Sie kann nur nach Maßgabe des bis zum Wieder-
Inkrafttreten des BGB bzw. des neuen Landesrechts geltenden Rechts,
also des DDR-Rechts, beantwortet werden. Auch die Rechtmäßigkeit
eines aktuellen Verhaltens kann nicht nach der bis 1945 bestehenden
Rechtslage beurteilt werden, denn diese ist am 3.10.1990 nicht wieder-
hergestellt worden (vgl. OLG Brandenburg OLG-NL 1999, 278 betr.
Art. 15 § 7 EGBGB mit Art. 96 EGBGB [Altenteilerverträge]; Reller-
meyer NJ 1996, 409, 410; Wilke DtZ 1996, 294; a. A. Dehner DtZ 1991,
108, 109; Staudinger/Albrecht, BGB, Bearb. 2012, Art. 124 EGBGB,
Rn. 12). Außer Kraft traten die dem BGB widersprechenden nachbar-
rechtlichen Regelungen der §§ 318–320 ZGB (Wilke DtZ 1996,
294,296; vgl. § 61 Abs. 2 BbgNRG, der die §§ 316–322 und das ALR-
Nachbarrecht ausdrücklich klarstellend aufhebt). Für Thüringen ist
Klarheit durch § 56 ThürNRG i. d. F. des Gesetzes v. 21.12.2015
geschaffen. Die gem. §§ 321, 322 ZGB begründeten Mitbenutzungs-
rechte bestanden gem. Art. 233 § 5 EGBGB als Recht am betroffenen
Grundstück fort, auch wenn sie nicht im Grundbuch eingetragen
waren; sie sind aber gem. § 8 Abs. 1 GBBerG mit dem 31.12.1999 erlo-
schen, sofern der Grundstückseigentümer das Recht nicht formgerecht
anerkannt oder eine Grundbuchberichtigung bewilligt hatte oder wenn

4. Nachbarrecht in Thüringen



28

nicht der Berichtigungsanspruch nach § 894 BGB rechtshändig
gemacht war. Verfügungen über ein Mitbenutzungsrecht erfolgen gem.
§§ 873 ff. BGB. Der Inhalt der erhalten gebliebenen Rechte richtet sich
nach dem ZGB; das gilt auch für das Erlöschen des Rechts gem. § 322
Abs. 3 ZGB (Palandt/Bassenge Art. 233 § 5 EGBGB Rdn.3). Nicht ein-
getragene ZGB-Mitbenutzungsrechte können seit dem 1.1.2000 gem.
§ 892 BGB erlöschen (gutgläubiger Wegerwerb). Das Ablösungsrecht
des hinsichtlich der heimlichen Belastung gutgläubigen Grundstück-
serwerbers nach Art. 233 § 5 Abs. 2 S. 2 EGBGB dürfte nicht mehr
praktisch werden. Bei Mitbenutzung eines Grundstücks ohne Begrün-
dung eines Nutzungsrechts kann gem. §§ 1 Abs. 1 Nr. 4, 116 Abs. 1
SachenRBerG ein Anspruch auf Bestellung einer Dienstbarkeit be-
stehen (BGH, NJW-RR 2015, 852; Keller, Rpfleger 1996, 231); Benut-
zungsrechte erheblichen Umfangs ergeben sich weiterhin aus der
Fortführung vor dem 3.10.1990 begründeter vertraglicher Nutzungs-
rechtsverhältnisse durch das SchuldRAnpG. Das Thüringer Nachbar-
rechtsgesetz vom 22.12. 1992 war die erste nachbarrechtliche Gesetz-
gebung in den neuen Bundesländern; damit hat Thüringen das Gebot
des Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG umgesetzt, wonach in das Eigentum nur
nach Maßgabe eines Gesetzes eingegriffen werden darf. Hinzu kamen
das Brandenburgische Nachbarrechtsgesetz v. 28.6.1996 (GVBl. I
S. 226; Bietz DtZ 1997, 149, 150; s. o. 2, b), das Sächsische Nachbar-
rechtsgesetz vom 11.11.1997 (SächsGVBl. S. 582; vgl. Thomas/Schlü-
ter VIZ 1998, 69) und das Nachbarschaftsgesetz von Sachsen-Anhalt
v. 13.11.1997 (GVBl. S. 958; vgl. Diederich NJ 1998, 183; Fruhner VIZ
1998, 649). Mecklenburg-Vorpommern plant weiterhin den Erlass
eines Nachbarrechtsgesetzes (Janke, NJ 2007, 204; zusammenfassende
Darstellung: Ring NotBZ 2007, 341; ders. NotBZ 2008, 1, NotBZ 2008,
100). Das seit 1993 in Kraft befindliche ThürNRG wurde durch Gesetz
vom 9.3.2006 mit Wirkung vom 22.3.2006 an novelliert. Anlass der
Änderung waren Vereinfachungen des Baugenehmigungsverfahrens
(Änderung § 10 Abs. 2), Präzisierungsbedarf zu §§ 51, 52 und die
Anpassung der Verjährungsregelung an das durch die Schuldrechtsno-
velle seit 2002 geltende Verjährungsrecht des BGB (Thüringer Landtag,
Drs. 4/1574). Einen Beschluss der Landesregierung übernehmend
sollte das ThürNRG insgesamt mit Ablauf des 31.12.2010 außer Kraft
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treten (§ 56 n. F.). Diesen Zeitpunkt hat Art. 11 des Gesetzes vom
9.9.2010 auf den 31.12.2015 verlegt (GVBl. 2010, S. 291). Das Gesetz
vom 21.12.2015 (GVB. S 237) hat die zeitlichen Geltungsbeschränkun-
gen beendet. Substantielle Neuregelungen sind im ThürNRG durch
das Gesetz vom 8.3.2016 (GVBl. S. 149), in Kraft seit 31.3.2016, vorge-
nommen worden. So wurde das NRG um § 14a ergänzt; §§ 17, 46, 49
und 51 wurden inhaltlich geändert.
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